
Na chs chlagewerk: j a 
Amtliche Sammlung: nein

PatG § 2

a) Diner vor dem 7. August 1953 eingegangenen Patentan­
meldung können die vor dem Prioritätstag dieser An­
meldung zur Einsicht freigegebenen sog* PIAT-Ablich- 
tungen als Stand der Technik entgegengehalten werden»

b) Dine Öffentliche Druckschrift scheidet nicht deshalb 
gegenüber einer späteren Patentanmeldung als Stand 
der* Technik aus, weil'die Veröffentlichung unrecht­
mäßig erfolgt ist oder durch eine vorangegangene 
rechtswidrige oder unbefugte Handlung ermöglicht 
worden ist.

BGH, Urt. v. 7. Dezember 1965 - la ZR 292/63 - Bundespa-
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Der Ia-Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 7. Dezember 1965 unter 
Mitwirkung des Senatspräsidenten Dr. Nastelski und 
der Bundesrichter Dr. Spreng, Dr. Löscher, Dr. Speng­
ler und Schneider

für Recht erkannt;

Die Berufung des Beklagten gegen das Urteil 
des 2. Senats (Nichtigkeitssenat II) des Bundes­
patentgerichts vom 1* August 1963 wird auf Kosten 
des Beklagten zurückgewiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand;

Der Beklagte ist Inhaber des seit dem 13. Dezember 
1950 laufenden, auf Grund des Ersten Überleitungsge­
setzes vom 8. Juli 1949 (WiGBl. S. 175) nach Einspruch 
erteilten Patents Nr. flV für das die Priorität
der Anmeldung in der Schweiz vom 29* Dezember 1949 in 
Anspruch genommen ist. Das Patent betrifft eine Schau­
fenstereinfassung. Der Patentanspruch 1 lautet;

«Schaufenstereinfassung mit einem Rahmen für die 
Aufnahme der Scheibe und einem zum Verdecken min­
destens eines Teils dieses Rahmens und zum Pest­
halten der Scheibe dienenden, direkt am Rahmen be­
festigten, mit einer flachen Anlageschiene verse- 
henen Abdeckteil, dadurch gekennzeichnet, daß we­
nigstens ein Teil des Rahmens aus einem hohlen 
Winkelprofil (1) mit einem vertikalen, parallel 
zur Scheibenoberfläche liegenden, als Scheibenan- 
schlag dienenden und einem horizontalen, senkrecht 
zur Scheibenoberfläche liegenden Schenkel besteht, 
daß das Abdeckteil (3) mit seiner flachen Schiene
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(15) gegen das stirnseitige Ende des horizontalen 
Schenkels des Winkelprofils anliegt und daß das 
Winkelprofil der horizontal liegenden Rahmenteile 
in der stirnseitigen Wand des vertikalen Schenkels 
LuftaustrittsÖffnungen (6) und in einer Wand des 
horizontalen Schenkels direkt mit der Außenluft 
in Berührung stehende Lufteintrittsöffnungen (4) 
aufweist."

Bezüglich des Wortlautes der weiteren Ansprüche 2 
bis 6 wird auf die Patentschrift verwiesen.

Die Klägerin hat gemäß §§ 37, 13 Abs. 1 Nr. 1 PatG 
beantragt, das Patent in vollem Umfange für nichtig zu 
erklären. Sie hat geltend gemacht, der Gegenstand des 
Streitpatentes sei auf Grund der nach ihrer Behauptung 
im Jahre 1948 als Mikro-Fotografie von den Alliierten 
in London, Washington und Paris im Rahmen der sog.
FIAl-Berichte zur Einsicht zur Verfügung gestellten 
Unterlagen der deutschen Patentanmeldung 
(seit 1954 Patent Nr. f l P S P )  hicht mehr neu gewesen; 
dei* Gegenstand dieser Anmeldung zeige bereits sämtliche
Merkmale des Streitpatents. Außerdem sei das Streitpa
tent im wesentlichen auch durch die schweizerische Pa­
tentschrift Nr. vorweggenommen gewesen. Hilfs­
weise hat die Klägerin noch geltend gemacht, der Gegen­
stand der A n m e l d u n g s e i  von deren Anmelder im 
Frühjahr 1949 im Inland mehrfach ohne jede Geheimhaltung 
geliefert und eingebaut und damit offenkundig vorbenutzt
worden.

Der Beklagte hat der Klage rechtzeitig widersprochen 
und beantragt, die Nichtigkeitsklage abzuweisen. Gegen­
über der Patentanmeldung hat er insbesondere
geltend gemacht, die von der FIAf hergestellten Mikro- 
Fotografien dieser Patentanmeldung könnten dem Streit-
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patent aus Rechtsgründen nicht als öffentliche Druck­
schriften im Sinne des § 2 PatG entgegengehalten werden.

Der 2. Senat (Richtigkeitssenat II) des Bundespa­
tentgerichts hat mit Urteil vom 1. August 1963 das 
Streitpatent für nichtig erklärt.

Gegen dieses Urteil hat der Beklagte form- und 
fristgerecht Berufung eingelegt und beantragt, das an- 
gefochtene Urteil aufzuheben und die Nichtigkeitsklage 
abzuweisen. Die Klägerin hat um Zurückweisung der Be­
rufung gebeten.

Der Beklagte hat in der Berufungsinstanz ein von 
Architekt Dr.-Xng. Rudolf Sc^HI in
erstattetes Privatgütachten sowie verschiedene die Her­
stellung und den Vertrieb von Profilrohren betreffende 
Schriftstücke und Prospekte überreicht.

Die Klägerin hat sich neben den in erster Instanz 
entgegengehaltenen Patentschriften noch auf die schwei­
zerischen Patentschriften 208 149 und 260 250 sowie auf
die schwedische Patentschrift 629 86 bezogen. Sie hat 
außerdem unter Vorlage einer eidesstattlichen Versiche­
rung des technischen Angestellten Wilhelm Bi( 
vom 30. April 1963 und einer von diesem angefertigten 
Zeichnung Beweis dafür angetreten, daß die Pirma Metall­
bau oHG. , die Anmelderin der Patentanmeldung

schon vor Anmeldung des Streitpatentes dazu 
übergegangen sei, ihr Rahmenprofil derart abzuändern, 
daß es nur noch aus einem einzigen, unten zwar offenen, 
jedoch mit einem Blechstreifen abgeschlossenen Stück
bestanden habe.
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Diesem Antrag gemäß wurde Wilhelm E i ^ B H H H ^  in 
der mündlichen Verhandlung als Zeuge uneidlich vernommen 
Er hat hierbei seine in seiner eidesstattlichen Versiehe 
rung enthaltenen Angaben bestätigt und weiter au^jeführt, 
daß die während seiner (Tätigkeit als Schlosser bei der 
Firma Metallbau oHG. in D e B H W  at) 1946 herge­
stellten und an verschiedene Firmen gelieferten Schau­
fensterrahmen so ausgebildet gewesen seien, wie es in 
der von ihm überreichten Zeichnung dargestellt sei.

Der Senat hat Architekt Dipl.-Ing. Klaus BflHI aus 
K a B H H B  zum gerichtlichen Sachverständigen bestellt. 
Dieser hat ein schriftliches Gutachten erstattet, das er 
in der mündlichen Verhandlung erläutert und ergänzt hat.

Die Parteien haben über das Ergebnis der Beweisauf­
nahme streitig verhandelt.

A. Das Streitpatent betrifft eine Schaufensterein 
fassung mit einem Rahmen für die Aufnahme der Scheibe 
(Schaufenstergrundrahmen) und einem zum Verdecken min­
destens eines (Teiles dieses Rahmens und zum Festhalten
der Scheibe dienenden, direkt am Rahmen befestigten, mit 
einer flachen Anlageschiene versehenen Abdeckteil. Der 
Erfinder geht in der Einleitung der Patentbeschreibung 
davon aus, daß derartige Schaufenstereinfassungen an 
sich bekannt seien. Er weist anschließend darauf hin, 
daß sie verschiedene Nachteile aufwiesen, beispielsweise 
seien die Rahmenprofile zu kompliziert und damit!teuer, 
auch eigneten sie sich nicht für eine einfache und un­
auffällige Belüftung der Innenseite der Schaufenster­
scheibe. Ähnlich beurteilt der Erfinder in der Beschrei-
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bungseinleitung bekannte Schaufenstereinfassungen, bei 
denen als Grundrahmen ein auf einer Seite offenes, mit 
dem Abdeckteil durch besondere Klemmteile verbundenes 
Hohlprofil mit winkelförmigem Querschnitt verwendet ist, 
dessen offene Seite durch eine mit Schlitzen versehene 
abnehmbare Deckschiene abgedeckt ist. Nachteile solcher 
Vorrichtungen sieht der Erfinder - neben der Verteue­
rung durch die zusätzliche Deckschiene - insbesondere 
darin, daß eine unerwünschte Verwirbelung der Duft ein­
trete und die Düftung überdies auch deshalb unvollkom­
men sei, weil bei diesen Schaufenstereinfassungen die 
Öffnungen des Rahmenprofi1s (Grundrahmens) nicht direkt 
gegen die Außenluft mündeten. Die auf geführten Nachtei­
le zu beseitigen, hat sich der Erfinder vorgenommen.

Die Aufgabe des Streitpatentes liegt also darin, eine 
Schaufenstereinfassung zu schaffen, die einfach und un­
kompliziert ist und eine zuverlässige, vorteilhafte Be­
lüftung, der Innenseite der Schaufensterscheibe ermöglicht.

Zur DÖsung dieser Aufgabe schlägt der Erfind ex* in 
der Beschreibung (S. 2 Z 10 - 25) und im Hauptansprueh 
(Anspruch 1) des Streitpatentes vor, eine aus Grundrah­
men und einem direkt an diesem befestigten, mit einer 
flachen Anlegeschiene versehenen Abdeckteil bestehende 
Schaufenstereinrichtung derart auszugestalten, daß

a) wenigstens ein Teil des Grundrahmens aus einem 
hohlen Winkelprofil (1) mit einem vertikalen, 
parallel zur Scheibenoberfläche liegenden, als 
Scheibenanschlag dienenden und einem horizon­
talen senkrecht zur Scheibenoberfläche liegen­
den Schenkel besteht, daß

b) das Abdeckteil (3) mit seiner flachen Schiene 
(15) gegen das stirnseitige Ende des horizon-



talen Schenkels des Winkelprofils anliegt 
und daß

c) das Winkelprofil der horizontal liegenden Rah­
menteile in der stirnseitigen Wand des verti­
kalen Schenkels Luftaustrittsöffnungen (6) und 
in einer Wand des horizontalen Schenkels di­
rekt mit der Außenluft in Berührung stehende 
Lufteintrittsöffnungen (4) aufweist.

Eine solche Konstruktion hat nach den Ausführungen 
des Erfinders in der PatentbeSchreibung (S, 2 Z.107 - 111 
den Vorteil des einfachen Aufbaues und der Billigkeit. 
Insbesondere aber soll durch die vorgeschlagene Anord­
nung der Luftzirkulationsschlitze an der unteren und 
oberen Horizontalseite des Rahmens erreicht werden, daß 
sich entlang der inneren Oberfläche der Scheibe ein 
kühler Luftstrom ausbildet, dessen Feuchtigkeitsgehalt 
kleiner ist als derjenige der übrigen im Schaufenster 
eingeschlossenen, wärmeren Luft. Dadurch soll das Be­
schlagen der Scheibe mit Wasserdampf unmöglich gemacht 
werden (Beschreibung S. 2 Z.77 - 82 und Z.112 - 118).

B. Der Gegenstand der Erfindung gemäß dem Haupt- 
arcpruch des Streitpatentes ist neu£ er ist durch keine 
der Entgegenhaltungen neuheitsschädlich vorweggenommen.

I. 1. Entgegen der Meinung des Beklagten haben 
allerdings die von den Alliierten als Mikrofilm zur 
Einsicht freigegebenen Unterlagen der beim ehemaligen 
Reichspatentamt am 17. November 1942 eingereichten Pa-

äie am 1 7 -September 1953
bekannt gemacht wurden und alsdann zum Patent Nr. flP
‘• o führten, nicht schon aus Rechtsgründen als Vorver-
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öffentlichung im Sinne des § 2 PatG auszuscheiden.
Der Senat pflichtet der Rechtsauffassung des Bundes­
patentgerichts im angefochtenen Urteil bei, daß sol­
che Mikrofilme wegen der angewendeten Vervielfälti­
gungsmethode und der für die Allgemeinheit gegebenen 
Möglichkeit der Unterrichtung öffentlichen Druckschrif­
ten im Sinne des § 2 PatG gleichzustellen sind.

a) Druckschriften im Sinne des § 2 PatG brauchen, 
v/ie der frühere Erste Zivilsenat des Bundesgerichtsho­
fes in der Entscheidung BGHZ 18, 81, 86 ausgesprochen 
hat, nicht in jedem Falle Erzeugnisse der Druckerpresse 
zu sein. Das Gesetz betrachtet Druckschriften als neu­
heitsschädlich, weil sie ihrer Natur nach zu einer 
leichten und ausgedehnten Verbreitung geeignet sind. 
Daraus ergibt sich die Folgerung, daß den öffentlichen 
Druckschriften im Sinne des § 2 PatG auch andersartige 
Vervielfältigungsstücke, gleich auf welchem Wege sie 
hergestellt sind, gleichzustellen sind, wenn sie zur 
WeiterVerbreitung geeignet und der Allgemeinheit zugäng­
lich geworden sind. Diese Voraussetzungen sind bei den 
sog. FIAT-Ablichtungen gegeben, die die FIAT (Field 
Intelligence Agency Technical) nach der Besetzung 
Deutschlands durch die alliierten Truppen von beim 
Reichspatentamt vorgefundensijunerledigten Anmeldungen
in Form von Mikrofilmen hergestellt hat, um die Fach­
welt der Alliierten und damit einen möglichst großen 
Personenkreis von dem Entwicklungsstand der deutschen 
Technik in Kenntnis zu setzen. In Bekanntmachungen wur­
de auf die Möglichkeit, Einsicht zu nehmen oder Foto­
kopien anzufordern, hingewiesen.

b) Der Beklagte hat nicht bestritten, daß die FIAT 
nach dem Zusammenbruch von den am 17. November 1942 beim
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Reichspa ten tarnt eingegangenen Anmeldeunterlagen der 
Patentanmeldung 0 0  Ablichtungen, die Beschrei­
bung, Patentansprüche und Zeichnung umfassen, herge­
stellt hat, und daß die von der Klägerin vorgelegte 
Potokopie der Patentanmeldung von einer solchen Ab­
lichtung genommen ist. Eür die erste Instanz hatte 
er auch nicht bestritten, daß der entsprechende Mikro­
film schon vor dem Prioritätstag des Streitpatentes 
der Öffentlichkeit zugänglich war. Pa der Beklagte 
eine entsprechende Erklärung in der Berufungsinstanz 
nicht abgegeben, die Bereitstellung des Mikrofilms 
für die Öffentlichkeit vor dem Prioritätstag (29. De­
zember 1949) vielmehr ausdrücklich bestritten hat, 
ist der Klägerin aufgegeben worden, einschlägige Unter­
lagen einzureichen. Sie hat daraufhin eine Bestätigung 
des Britischen Patentamts vom 17. August 1964 vorgelegt, 
aus der sich zur Überzeugung des Senats ergibt, daß der 
Mikrofilm der Öffentlichkeit vom 1. November 1948 an 
zugänglich war. per Beklagte hat auch insoweit Einwen­
dungen nicht erhoben.

c) Per Beklagte meint jedoch,dem Mikrofilm könne 
gleichwohl der Charakter einer öffentlichen Druckschrift 
nicht zukommen, weil die Alliierten die beim Reichspa­
tentamt liegenden Unterlagen deutscher Patentanmeldungen 
unberechtigt fotografiert hätten. Um ein Schriftstück 
als öffentliche Druckschrift zu werten, genüge es noch 
nicht, daß es zur Vervielfältigung geeignet, bestimmt 
und zugelasseh sei; vielmehr müsse derjenige, der die­
sen Zustand herbeiführe, hierzu auch berechtigt sein.

Dieser Binwand ist in der angefochtenen Entschei­
dung für ungerechtfertigt erklärt worden. Der Nichtig­
keitssenat hat dabei dahingestellt gelassen, ob die 
Alliierten auf Grund der bedingungslosen Kapitulation
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Deutschlands berechtigt gewesen seien, die beim Reichs­
patentamt hinterlegten Patentanmeldungen zu fotografie­
ren oder ob sie daran auf Grund hergebrachter Grundsätze 
des Völkerrechtes gehindert gewesen seien* Es bedürfe, 
so heißt es in dem angefochtenen Urteil v/eiter, auch 
keiner Erörterung, ob durch die Maßnahmen der Alliierten 
für die territorial begrenzten Schutzrechtsanmeldungen 
Hechtsnachteile entstanden seien oder nicht und ob sich 
andere Personen als die unmittelbar betroffenen Pötent-
anmelder auf eine fehlende Berechtigung der Alliierten 
beziehen könnten * Maßgebend dafür, ob ein Schriftstück 
als öffentliche Druckschrift gewertet v/erden müsse, 
seien objektive Umstände. Für den Begriff der Öffentlich­
keit sei es gleichgültig, ob dieser Zustand berechtigt 
oder unberechtigt herbeigeführt worden sei.

Dieser Rechtsauffassung des Hichtigkeitssenates 
pflichtet der erkennende Senat in Übereinstimmung mit 
der Rechtsprechung des Reichsgerichts (RGZ 167, 339»
356) und der in der Rechtslehre (Benkard, Patentgesetz,
4. Aufl. RdZ 22 zu § 2 PatG; Krausse - Katluhn - Lin­
denmaier, Patentgesetz, 4* Aufl. Arm. 12 zu § 2 PatG; 
Tetzner, Patentgesetz, 2. Aufl. Anm. 8 zu § 2 PatG) 
vertretenen Rechtsmeinung bei. Eine öffentliche Druck­
schrift scheidet - abgesehen von dem Sonderfall des 
§ 2 Satz 2 PatG - nicht deshalb gegenüber einer späte­
ren Anmeldung als Stand der Technik aus, weil die Ver­
öffentlichung unrechtmäßig erfolgt ist oder durch eine 
vorangegangene rechtswidrige oder unbefugte Handlung 
ermöglicht worden ist * Ebenso v/ie bei der offenkundigen 
Vorbenutzung für die Offenkundigkeit allein- entscheidend 
ist, ob sie objektiv gegeben ist (Urteil des Ersten Zi­
vilsenats des Bundesgerichtshofs vom 6. Rovember 1959 
Az. 126/57 - Keramikofen, ferner BGH GRUR 1962, 518,
521 - Blitzlichtgerät), kommt es auch bei einer öffent­
lichen Druckschrift allein darauf an, ob die notwendigen
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Voraussetzungen für den Öffentlichen Charakter objek­
tiv gegeben sind. Dabei kann es keinen Unterschied 
machen, ob die etwaige Widerrechtlichkeit sich im Ein­
zelfall möglicherweise aus der Veröffentlichung selbst 
entnehmen läßt oder nicht. Zudem ist damit zu rechnen, 
daß die Kenntnis einer einmal veröffentlichten Erfin- 
dung sich in der Fachwelt-auch unabhängig von der Kennt­
nis der Vorgänge verbreitet, auf denen die Veröffentlichung 
beruht. Die Belange der Allgemeinheit, insbesondere die 
Sicherheit des Rechtsverkehrs schließen es bei dieser 
Sachlage aus, die neuheitsschädliche Wirkung einer Ver­
öffentlichung von der subjektiven Würdigung abhängig zu 
machen, ob diejenigen, die durch die Veröffentlichung 
über die Erfindung unterrichtet werden sollen, die Un- 
rechtmäßigkeit der Veröffentlichung erkennen können oder 
müssen. Die Folgen einer widerrechtlich veranlaßten Ver­
öffentlichung müssen hiernach auf das Rechtsverhältnis 
zwischen dem Verletzer und demjenigen beschränkt bleiben, 
in dessen Rechte durch die widerrechtliche Entnahme ein­
gegriffen worden ist.

d) Das Bundespatentgericht hat des weiteren die Frage, 
ob die vom Ersten Zivilsenat und vom erkennenden Senat 
insbesondere in den Entscheidungen BGHZ 18, 81 ff und 
BGHZ 37, 219 ff aufgestellten Grundsätze auf den vor­
liegenden Fall anzuwenden sind, verneint.

Nach dieser Rechtsprechung des erkennenden Senats 
können Unterlagen von deutschen Patentanmeldungen, die 
im Anmeldeverfahren ausgelegt worden sind, einer Erfin­
dung, deren Anmeldung vor dem Erlaß der Entscheidung des 
Großen Senats des Deutschen Patentamts vom 7. August 1955 
(GRUR 1953, 440) bei dem Patentamt eingereicht worden ist, 
als Stand der Technik nicht entgegengehalten werden, weil
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bis zu diesem Zeitpunkt gewohnheitsrechtlich der Rechtsatz 
Geltung hatte, daß ausgelegte Unterlagen nicht neuheits­
schädlich seien. In einem anderen, vom Beklagten heran­
gezogenen Urteil (GRUR 1963, 518 - Trockenschleuder) hat 
der erkennende Senat weiter die - in einer Entscheidung 
vom 25. November 1965 (Az. Ia ZB 13/64, zum Abdruck in 
der amtlichen Sammlung bestimmt) nochmals ausdrücklich 
bestätigte - Rechtsauffassung ausgesprochen, daß der 
vorerwähnte Rechtsgrundsatz, wenn vergleichbare Tatbe­
stände vorliegen, auch auf im Ausland ausgelegte Patent­
unterlagen anzuwenden ist (ebenso BPatGe^H 3.? 4 ff ) J >/*

Diese Rechtsgrandsätze können jedoch, obwohl das 
Streitpatent vor dem 7* August 1953 angemeldet worden 
ist, keine Anwendung finden, weil es sich bei den von 
der PIAT abgelichteten Unterlagen der Anmeldung 
nicht um Unterlagen handelt, die im Anmeld ever fahren 
bereits ausgelegt waren. Das Bundespatentgericht vertritt 
mit Recht die Auffassung, daß sich bei den durch die 
Alliierten vervielfältigten Patentanmeldungen das Pro­
blem eines Gewohnheitsrechtes wie bei den Auslege- 
stücken Überhaupt nicht stellt.

Anders als für die ausgelegten Unterlagen von Patent­
anmeldungen bestand hinsichtlich der sog. EIAT-Veröffent- 
lichtungen kein gewohnheitsrechtlieber Satz des Inhaltes, 
daß diese Veröffentlichungen, obwohl sie wegen der ange­
wendeten Vervielfältigungsmethode und der für die Allge­
meinheit gebotenen Möglichkeit der Unterrichtung öffent­
lichen Druckschriften gleichzustellen sind, nicht als 
neuheitsschädliches Material hätten berücksichtigt werden 
dürfen. Ein solcher Satz hat auch nicht etwa bis zu der 
Entscheidung des 5. Beschwerdesenats des Deutschen Patent-
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amts vom 20. Mai 1952 (Bl.f.PMZ 1952, 332) gegolten, 
in der die Neuheitssehädlichkeit der FIAT-Berichte aus­
drücklich bejaht worden ist. Er hätte sich bis dahin 
schon deshalb nicht herausbilden können, weil es sich 
bei der Bekanntgabe der FIAT-Abliehtungen um Vorgänge 
handelte, die in der Vergangenheit ohne konkrete Parallele 
waren und für deren patentrechtliche Beurteilung unter 
dem Gesichtspunkt der neuheitsschädlichen VorverÖffent- 
lichtung sich daher eine allgemeine Rechtsüberzeugung 
im Sinne eines Gewohnheitsrechtes, die von der sonst 
üblichen Betrachtung öffentlich zugänglicher Filmstrei­
fen oder Fotografien abgewichen wäre, bis zu jener Ent­
scheidung noch nicht entwickeln konnte. M e  Gründe des 
Beschlusses lassen dementsprechend auch erkennen, daß 
mit der Entscheidung nicht etwa eine vorausgegangene 
patentamtiiche Übung geändert werden sollte. Dies kommt 
u.a, darin zum Ausdruck, daß die Entscheidung sich auf 
die von jeher herrschende Rechtsauffassung über die Merk­
male einer druckschriftlichen Vorveröffentlichung stützt. 
In der Entscheidung wird ferner hervorgehoben, die Pa­
tentsucherin selbst habe gegen die Bewertung der FIAT- 
Berichte als Öffentliche Druckschriften nichts vorge­
bracht und im Schrifttum werde ebenfalls keine gegen­
teilige Ansicht vertreten. Auch sonst ist in der Recht­
sprechung, wie in einer Entscheidung des 3. Beschwerde- 
Senats des Deutschen Patentamts vom 14. Oktober 1955 
(Bl.f.PMZ 1955, 391) mit Recht augeführt ist, niemals 
angenommen worden, daß die sog. FIAü-Berichte bei der 
Neuheitsprüfung grundsätzlich außer Betracht zu bleiben 
hätten. Im Gegensatz hierzu hat die zur Neuhe its Schäd­
lichkeit ausgelegter Anmeldeunterlagen ergangene Ent- 
Scheidung des Großen Senats des Deutschen Patentamts 
vom 7. August 1953 mit einer bis dahin gehandhabten stän­
digen Rechtsübung gebrochen. Die Rechtslage hinsichtlich 
der FI Ai-Veröffentlichungen kann daher der jenigen hin-
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sichtlich der ausgelegten Unterlagen von Patentanmel­
dungen nicht gleichgesetzt werden.

Diese Gleichsetzung läßt sich auch nicht unter 
dem von dem Beklagten in der Berufungsinstanz mit be­
sonderem Nachdruck vertretenen Gesichtspunkt rechtfer­
tigen, der von den Besatzungsmächten vorgenommenen 
Veröffentlichung sei wegen der Art und Weise und der 
in Anspruch genommenen Rechtsgrundlage dieser Veröffent­
lichung,; die gleiche Rechtswirkung beizulegen wie den 
Veröffentlichungen des Deutschen Patentamtes, Die FIAT- 
Veröffentlichungen seien, so meint der Beklagte, der 
vom Deutschen Patentamt vorgenommenen Bekanntmachung 
einer Anmeldung unter dem Gesichtspunkt eines Hinweises 
auf die Patentanmeldung und die Möglichkeit ihrer voll­
ständigen Einsichtnahme gleichartig. Die Besatzungsmäch­
te hätten sich auf Grund der Kapitulation alle Befugnis­
se deutscher Behörden zur Ausübung ohne Bindung an ir­
gendwelche Formen Vorbehalten. Daraus seien ihre Befug­
nisse zur Bekanntgabe deutscher Patentanmeldungen abzu­
leiten.

Diese Auffassung des Beklagten erweist sich jedoch 
schon deshalb nicht als gerechtfertigt, weil dfe Bekannt­
gabe der von der FIAT angefertigten Mikrofilme- anders 
als die amtliche Auslegung von Patentanmeldungen durch 
die deutsche Patentbehörde - nicht dazu diente, das ge­
setzmäßige Erteilungsverfahren zu fordern, insbesondere 
nicht, unter Wahrung der Rechte des Anmelders die Einle­
gung von Einsprüchen gegen die ausgelegte Anmeldung zu 
ermöglichen und dadurch die Grundlagen für die amtliche 
Prüfung der Pa tentvoraussetzungen zu erweitern. Sie halte 
vielmehr den Sweck, den in Deutschland erreichten Stand 
der Technik, wie er sich aus den schwebenden Patentan-
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meldungen ergab, ohne Rücksicht auf die Rechte der An­
melder zum allgemeinen Gebrauch freizugeben. Die hier 
beabsichtigte Wirkung der Veröffentlichung ist das ge­
naue Gegenteil von der Wirkung, die mit der Bekannt­
machung einer Anmeldung im Auslege verfahren verbunden 
ist; denn während die Bekanntmachung im Auslegeverfäh­
ren den vorläufigen Schutz der angemeldeten Erfindung 
zur Folge hat, also die allgemeine Benutzung der Erfin­
dung verhindert, sollten die FIAT-Veroffentlichungen die­
se Benutzung gerade herbeiführen. Wegen dieser gegensätz­
lichen Zielrichtung besteht zwischen den Maßnahmen der 
Besatzungsmacht, die zu der Veröffentlichung deutscher 
Patentanmeldungen auf Grund der FIAT-Ablichtungen geführt 
haben, und den patentamtlichen Maßnahmen im Auslegever- 
fahren keine Rechtsähnlichkeit. Die FIAT-Abli chtungen kön­
nen mithin nicht wie ausgelegte Unterlagen deutscher Pa­
tentanmeldungen behandelt werden. Die Grundsätze, die in 
der Entscheidung des Ersten Zivilsenats BGHZ 18, 81 ff 
für die HeuheitsSchädlichkeit von ausgelegten Patentun­
terlagen entwickelt worden sind, lassen sich daher auf 
die Ablichtungen der FIAT nicht anwenden.

e) Nach alledem können die von den Alliierten vor 
der Anmeldung des Streitpatents als Mikrofilm zur Ein­
sicht freigegebenen Unterlagen der Patentanmeldung 
B nicht schon aus Rechtsgründen als Stand der
Technik bei der Prüfung des Stmtpatentes auf Neuheit, 
Fortschritt und Erfindungshöhe ausscheiden.

2. Die sachliche Prüfung dieser Entgegenhaltung er 
gibt jedoch, daß der Erfindungsgegenstand des Streitpa­
tents durch sie nicht neuheitsschädlich vorweggenommen 
ist.
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Der Erfinder hat in der Beschreibung der am 17. No­
vember 1942 beim Keichspatentamt eingegangenen Anmeldung 

einleitend ausgeführt» die bei den damals be­
kannten Schaufensterumrahmungen zur Anwendung kommenden 
Profile seien verwickelter Natur und erforderten beim 
Einsetzen der Scheiben neben peinlichst genauer Arbeit 
viele Arbeitskräfte und großen Zeitaufwand. Außerdem v/irk
ten bei ihnen die geringe Durchlüftungsmöglichkeit und 
der schlechte Temperaturausgieich korrosionsfördernd. Die 
se Nachteile will der Erfinder durch seine Konstruktion
vermeiden. Nach seinem Lösungsvorschlag soll die Schau- 
fensterumrahmung im wesentlichen aus drei durch Stehbol­
zen 22 zusammengehaltenen Teilen bestehen: dem eigent­
lichen die Fensterscheibe tragenden Kittelstück•. (auch 
Träger» Trägerprofil oder Stützfuß genannt)» dem den 
Träger abdeckenden Teil (Abdeckteil, Außenprofil) und 
einem die Sehaufensterunterwand oder den Schaufensterboden 
umfassenden Teil (auch Innenprofil genannt).

Nach der in der Zeichnung dargestellten Ausführungs­
form besteht das dem Grunörahraen des Streitpatentes ent­
sprechende Trägerprofil aus der Fußplatte 2, dem Steg 5, 
dem Obersteg 4 und dem rückwärtigen Steg 5> der sich an 
seinem Ende mit einer dünnen Kante an die Schaufenster­
scheibe 18 anlegt. Am rückwärtigen Steg 5 dieses Träger­
profils ist außerdem eine Schrägfläche 6 vorgesehen» in 
der durch Schieber verschließbare Schlitze 7 (Luftdurch­
trittsöffnungen) angebracht sind. Luftdurchtrittsöffnun- 
gen 8 finden sich außerdem im Steg 3 dieses Trägerprofils. 
Das Abdeckteil ist als kastenartige Schiene 13 ausgebildet. 
Die Bodenfläche 14 dieses Abdeckteils weist als lüftein- 
trittsöffnungen dienende Schlitze 15 auf. Die Verlängerung 
17 des Abdeckteils 13 legt sich als Stütze schräg gegen 
die Schaufensterscheibe 18 an. Mit (in der PatentZeichnung
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nicht bezifferten) dem Trägerprofil zugekehrten Schienen 
legt sich das Abdeckteil außerdem sowohl an den Steg 3 
als auch an die nach außen gerichtete Untei^seite des Ste­
ges 4 des Trägerprofils an. Das den Schaufensterboden 12 
umfassende T-förmige Innenprofil (10, 11) wird vermittels 
zangenartiger Aussparungen bzw. Käsen in die Teile 6 und 
2 des Trägerprofils eingefügt. Durch das Ansetzen dieses 
rückv/ärtigen T-Profils (10,11) wird das Gesamtprofil ge­
schlossen und es entstehen zwei Luftführungskanäle- (24,
25; vgl, Anspruch 2). Hierzu wird in der Beschreibung 
und im Anspruch 2 ausgeführt, daß die von der Außenseite 
des Schaufensters durch die Schlitze 15 eintretende kal­
te Außenluft bei dieser Art der Belüftung der Scheibe 
eine Temperierung (Vorwärmung) und eine Entfeuchtung in 
den Hohlräumen 24 und 25 erfahre. Im umgekehrten Falle, 
d.h. in dem Falle, daß die Außenluft wärmer Ist als die 
Innenluft, trete vermittels der beiden Hohlräume eben­
falls ein Ausgleich ein.

Hach dem Dargelegten kann, wie auch der Hichtigkeits- 
senat in der angefochtenen Entscheidung zutreffend ausge­
führt hat, die A n m e l d u n g d e m  Streitpatent schon 
deshalb nicht mit Erfolg als neuheitsschädlich entgegen­
gehalten werden, weil das Trägerprofil nicht als einheit­
liches hohles Winkelprofil ausgebildet ist und weil die 
am Trägerprofil angebrachten Lufteintrittsöffnungen 8 
nicht - wie nach Anspuch 1 des Streitpatentes - direkt 
mit der Außenluft in Berührung stehen.

II. Der Erfindungsgegenstand nach der schweizerischen 
JlBP..flfe (ausgegeben am 16. April 1949) be­

trifft eine Schaufensterumrahmung, die aus einem Abdeck­
teil 7 (Sichtprofil) und einem Grundrahmen 1 (auch Grund- 
profil bzw. Auflagarteil genannt) besteht. Beide Teile sind
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durch Halter verschraubt, die je aus einer Platte 14 mit 
daran aus der Mitte versetztem und senkrecht angeordnetem 
Bolzen 15 und Schraubenmuttern 16 bestehen. Die Bolzen 
15 sind durch vertikale Schenkel (8, 18) des Grundrahmens 
1 geführt; die Platten 14 greifen in Hüten 12 und 13 des 
Abdeekteüs 7 ein (vgl. Beschreibung S. 1 Z. 55 - 67).

Bei dem in Pigur 1 der Pa tent Zeichnung gezeigten 
Ausführungsbeispiel besteht der Grundrahmen 1 aus einem 
einzigen Blechstreifen, der zu einem in sich geschlossenen 
Hohlkörper 2 gestaltet ist. Die beiden Längsränder des 
Blechstreifens sind aufgebogen und aneinandergelegt und 
bilden so einen Anschlagschenkel 3 für die Innenseite 
der Glasscheibe 4 (Beschreibung S. 1 Z. 30-44). Unten 
wird die Glasscheibe - ebenso auch bei den übrigen Aus­
führungsformen - voh einem v/aagerechten Schenkel 5 des 
Grundrahmens 1 getragen. Bei dem in Pigur 4 dargestell­
ten Ausführungsbeispiel ist der Grundrahmen 1 aus zwei 
Blechstreifen (19, 20) zusammengesetzt, die gleichfalls 
einen Hohlkörper 2 bilden. Dieser Hohlkörper ist jedoch 
auf der der Glasscheibe abgekehrten Seite offen. Die den 
Anschlag 3 bildenden Längsränder sind bei dieser Ausfüh­
rungsform fest miteinander verbunden. Bei dem dritten 
Ausfühx'ungabeispiel schließlich (Pigur 5) besteht der 
Grundrahmen 1 aus einem kastenartigen Rohr (Beschreibung
5. 2 Z. 86 - 96 und S. 3 Z. 1 - 3).

Das bei den drei Ausführungsformen in hier nicht inter­
essierender Weise verschieden gestaltete Abdeckteil 7 
(Sichtprofil) zeigt übereinstimmend einen Anschlagschenkel
6, der sich als Halt gegen die Scheibe 4 legt. Außerdem 
v/eisen die Abdeckteile übereinstimmend Schenkel 9 und 10
auf, die gegen den frontseitigen Schenkel 8 des Grundrah-
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mens anliegen; schließlich ist ein horizontaler Schenkel 
11 vorgesehen, der sich gegen den horizontalen Schenkel 
5 des Grundrahmens abstützt (Beschreibung S. 1 Z. 44 - 45).

Eine Belüftung der Scheibe ist bei der Ausführungs- 
form nach Eigur 4 vorgesehen. Die durch die Schenkel 8 
und 22 begrenzte Öffnung des Hohlkörpers 2 dient dem di­
rekten Eintritt der Außenluft in diesen Hohlkörper des 
Grundrahmens. Durch Öffnungen bzw. Schlitze 21*, die im 
Grundrahmenteil 19 angebracht sind, tritt die Duft aus 
dem Grundrahmen aus. Der Erfinder weist hierzu in der Be­
schreibung (S. 3 Z. 9 - 2 1 )  darauf hin, daß die langsam 
sich erwärmende Duft nach dem Austritt aus den Öffnungen 
21T der Rückseite der Scheibe 4 entlang nach oben strömt, 
um dann durch im Grundprofil des oberen Rahmenschenkels 
vorgesehene Öffnungen ins Freie auszutreten. Die aufstei­
gende Duft kühle die Scheibe 4 auf der Innenseite, wodurch 
sich das Anlaufen durch Eeuchtigkeitsniederschlag verhin­
dern lasse. Die erwähnte Ausbildungsart des Grundrahmens 
mache, so heißt es schließlich, zusätzliche Ü?eile zur 
Erreichung einer Duftzirkulation überflüssig.

Aus dem Auf geführten ergibt sich, daß auch die Vor­
richtung nach der schweizerischen Patentschrift 258 224 
in verschiedener Hinsicht ähnlich wie die Erfindung nach 
dem Streitpatent gestaltet ist. Die Entgegenhaltung ist 
jedoch jedenfalls deshalb nicht neuheitsschädlich, weil 
die Ausbildung des Grundrahmens vom Streitpatent abweicht. 
Während beim Streitpatent der Grundrahmen als hohles Win­
kelprofil ausgebildet ist, handelt es sich, wie in der an­
gefochtenen Entscheidung zutreffend festgestellt ist, beim 
Grundrahmen der Entgegenhaltung um ein im Querschnitt win­
kelförmiges Kastenprofil aus Blech, bei dem der Anschlag 
für die Scheibe durch Hochbiegen der Enden eines Blech-
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Streifens oder zweier Blechstreifen oder durch entsprechen­
des Palten des Bleches gebildet ist. Die Scheibe liegt 
sonach nicht, wie beim Streitpatent, an einem vertikalen 
Hohlschenkel des Grundrahmens an.

III. Bei dem Erfindungsgegenstand der am 1. April 
1940 veröffentlichten schweizerischen Patentschrift M E
handelt es sich um einen insbesondere für Schaufenster be­
stimmten Rahmen. Der Erfinder will die Verbindung zwischen 
Tragprofil (1) und'Abdeckprofil (2) durch - hier nicht wei­
ter interessierende - Schiebestücke verbessern. Das Trag- 
profil (1) ist ähnlich dem Grundrahmen des Streitpatentes 
ausgebildet (vgl. Big. 2 der Da tent Zeichnung der Entgegen­
haltung). Es weist einen horizontalen und einen vertikalen 
Schenkel auf. Der vertikale Schenkel dient als Anschlag 
der Scheibe, die auf dem horizontalen Schenkel aufruht.
Bei diesem irägprofil handelt es sich ebenso wie beim Streit­
patent um ein einheitliches YJinkelprofil. In der Patent­
beschreibung der Entgegenhaltung (S. 1 re. Sp.) ist aus­
drücklich gesagt, daß es entweder aus zwei Z-förmigen Ein­
zelprofilen zusammengesetzt oder aus einem Materialstück 
gezogen sein kann. Der vertikale Schenkel des Tragprofils 
der Entgegenhaltung ist auf der Stirnseite offen (vgl.
Big. 2), jedoch durch eine darauf gelegte Deckschiene 
(14, vgl. Big. 4 und 5) abgedeckt. In dieser Deckschiene 
sind LuftdurchgangsÖffnungen (15) angebracht. Die Außenluft 
tritt durch ausgefräste Schlitze (16) im Abdeckprofil (2) 
und weiter durch im horizontalen Schenkel des Tragprofils 
angebrachte Schlitze (3) in das Tragprofil ein und aus die­
sem durch die Schlitze (15) der Abdeckschiene gegen die 
Innenseite der Scheibe aus.

Diese Entgegenhaltung kommt zwar dem Streitpatent sehr 
nahe, ab ist jedoch nicht neuheitsschädlich, weil das Ab-
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deckprofil nicht mit einer flachen Schiene gegen das stirn­
seitige Ende des horizontalen Schenkels des Tragprofils 
anliegt, vielmehr Schiebestücke dazwischengeschaltet sind. 
Außerdem ist der vertikale Schenkel des Tragprofils der 
Entgegenhaltung oben offen und nur mit einer Deckschiene 
abdeckbar, in der die Duftdurchtrittsöffnungen (15) ange­
bracht sind. Der Streitpatentschrift dagegen entnimmt der 
Durchschnittsfachmann, wie auch der gerichtliche Sachver­
ständige bestätigt hat, daß ein von vornherein oben ge­
schlossenes Winkelprofil vorgeschlagen wird. Dies entnimmt 
er, zumal wenn er die Zeichnung heranzieht, insbesondere da­
raus, daß in der Patentbeschreibung von der !l Stirnseiten 
Wand" des vertikalen Schenkels, in der die Duftaustritts- 
öffnungen (6) angebracht sind, die Rede ist (Beschreibung 
S. 2 Z. 20 - 25).

IV. Auf die Erfindungsgegenstände nach den in der Be­
rufungsinstanz weiter" entgegengehaltenen Patentschriften, 
nämlich der schweizerischen Patentschrift j j j jp , H E  und der
schv/edisehen Patentschrift ■ • •  braucht nicht weiter --------------------------- .
eingegangen zu werden, weil sie dem Gegenstand des Streit­
patents ferner stehen als die Erfindungsgegenstände der 
erörterten Vörveröffentlichungen. Die Streitteile sind 
auch in der mündlichen Verhandlung hierauf nicht weiter 
zurückgekommen,

V. Bei der von der Klägerin behaupteten offenkundigen 
Vorbenutzung seitens der Firma Metallbau ! ■ ■ •  oHG. han-

**  «*•* mm mm *mmmm ~ m m »  mm mm mm «n* m m m m m *  mm m m m m ^ m m m m  w .  mm mm mm mm mm- mmrmmrnm m m  mm mm tm  mmm

delt es sich nach den Angaben des in der mündlichen Ver­
handlung gehörten Zeugen Wilhelm E i f l B H H H V  eine 
Schaufensterrahmenkonstruktion, die aus einem Grundrahmen 
und einem Deckprofil besteht. Der Grundrahmen ist als ü- 
förmiges, nach unten offenes Profil ausgebildet, das sich 
nach oben nochmals U-förmig zu einem Anschlag für die 
Schaufensterscheibe fortsetzt. Die untere Öffnung des Pro-
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fils wurde durch ein Blech geschlossen. Das Deckprofil 
liegt mit einer vertikalen Schiene am Grundrahmen an; 
es weist einen eigenartigen, winkelförmigen Anschlag 
gegen die Scheibe auf. Die Außenluft tritt an der Unter­
seite des Abdeckprofils über dort angebrachte Schlitze 
in das Abdeckprofil ein. Sie strömt dann über Schlitze, 
die in der vertikalen Wand des Grundrahmens angebracht 
sind, in den Grundrahmen ein und wird über Schlitze, die 
sich in der anderen vertikalen Wand dieses Grundrahmens 
befinden, mithin also auf einem Umweg, an die Innenseite 
der Schaufensterscheibe herangeführt.

Der Zeuge Eimannsberger hat bekundet, daß Konstruk­
tionen dieser Art von der Firma Metallbau °HG. unge­
fähr ab Mitte 1946 hergestellt und geliefert worden seien, 
hauptsächlich an Bäckereien und Metzgereien in D e ^ ^ B I H i 
und Umgebung. Der Beklagte hat die Angaben des Zeugen hin­
sichtlich des Zeitpunktes, von dem ab Konstruktionen der 
geschilderten Art her^stellt v/orden seien, nicht für 
glaubhaft erachtet; er hat geltend gemacht, der Zeuge habe 
sich in zeitlicher Hinsicht geirrt. Unter Benennung des 
Fabrikanten als Zeuge hat der Beklagte Beweis dafür
angetreten, daß derartige Konstruktionen nicht vor 1950 
und damit nicht vor dem Prioritätszeitpunkt des Streitpa­
tentes hergestellt v/orden seien. Diesem Beweisantrag 
brauchte jedoch nicht stattgegeben zu werden. Es kann näm­
lich dahingestellt bleiben, ob solche Konstruktionen schon 
vor dem Prioritätstag des Streitpatentes offenkundig vor­
benutzt worden sind oder nicht, weil es ohnehin auf diese 
Ausführungsform im Endergebnis nicht ankommt. Daher kann 
auch auf sich beruhen, ob der Beweisantrag etwa als ver­
spätet gemäß § 283 i.V.m. § 279 ZPO hätte zurückgev/iesen 
werden müssen. Die Frage, ob die Konstruktion vor dem Pri- 
oritätstag des Streitpatentes offenkundig benutzt worden
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ist, konnte offanbleiben, weil die geschilderte Schau­
fensterkonstruktion jedenfalls insofern von dem Gegen­
stand des Streitpatentes abweicht und daher nicht neu­
heitsschädlich sein kann, v/eil kein geschlossenes Winkel­
profil benutzt v/orden ist und die Lufteintritt3öffnungen 
zur Scheibe nicht in der stirnseitigen Wand des vertika­
len Schenkels des Grundrahmens angebracht sind. Auch bei 
der Beurteilung der Frage des technischen Fortschrittes 
kann diese Konstruktion nicht ins Gewicht fallen. Denn 
der Gegenstand des Streitpatentes ist gegenüber der von 
dem Zeugen E i f l H H H H B  geschilderten Konstruktion 
fortschrittlich, insbesondere deshalb, weil beim Streit­
patent die Luft nicht über einen Umweg, sondern infolge 
der Anordnung der Luftaustrittsöffnungen an der stirn­
seitigen Wand des vertikalen Schenkels des Grundrahmens 
auf kürzestem Wege auf die Innenseite der Scheibe gelei­
tet wird. Schließlich kommt es auch, wie sich aus den 
späteren Darlegungen ergibt, auf die Konstruktion der 
Firma Behne bei der Beurteilung der Brfindungshöhe des 
Streitpatentes nicht mehr an.

C. Der technische, Fortschritt des Streitpatentes ist 
in Übereinstimmung mit dem Bundespatentgericht und dem ge­
richtlichen Sachverständigen gegenüber dem Gegenstand der 
deutschen Fatentanmeldung P  P P  p p  und dem der schweize­
rischen Patentschrift flP ̂ p  zu bejahen. Er besteht aber
auch gegenüber der. s Fatentschrift t

weil bei einem von vornherein geschlossenen Winkelprofil 
die Stabilität gegenüber einem oben offenen und nur durch 
eine aufgelegte Deckschiene abgedeckten Winkelprofil ver­
stärkt ist, wie der gerichtliche Sachverständige überzeu­
gend dargelegt hat. Die Klägerin hat überdies in der mündr- 
lichen Verhandlung nicht in Abrede gestellt, daß das Streit­
patent technisch fortschrittlich ist.
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B. Es mangelt dem Gegenstand des Streitpatentes in­
dessen, wie in Übereinstimmung mit dem Nichtigkeitssenat 
und dem gerichtlichen Sachverständigen festzustellen ist, 
an der erforderlichen Erfindungshöhe.

Per Nichtigkeitssenat hat in der angefochtenen Ent­
scheidung ausgeführt, das am 'wichtigsten erscheinende 
Merkmal a des Streitpatents (hohles Winkelprofil) habe 
sich auf Grund der schweizerisehen Patentschrift 
in seiner grundsätzlichen Form als im Querschnitt winkel­
förmiges Hohlprofil bzw. kastenförmiges Profil für Schau­
fensterrahmen angeboten, das, v/ie jeder Fachmann v/isse, 
günstigere Festigkeitseigenschaften als ein einfaches 
Winkelprofil besitze* Pieses bekannte Profil nun im Sinne
des Patentanspruchs 1 des Streitpatents noch weiter dahin­
gehend auszugestalten und zu verbessern, daß der Scheiben­
anschlag nicht lediglich durch Aufbiegen oder Falten von 
Blechen hergestellt, sondern als Hohlsehenkel ausgebildet 
werde, sei ohne erfinderischen Aufwand möglich gewesen, zu­
mal eine solche Ausbildung der Anmeldung P  bereits
als bekannt zu entnehmen sei. Im übrigen hätten weder be­
sondere Sc-hwierigkeiten noch Hindernisse bestanden, auf 
Grund der Fertigungstechnik anstelle zusammengesetzer 
Profile, v/ie sie in der Anmeldung P | p  beschrieben 
und dargestellt seien, allseitig geschlossene hohle Win­
kelprofile herzustellen.

mehr beizustimmen, als durch die schweizerische Patent­
schrift ^ P  flP das Merkmal a des Streitpatents fast 
identisch nahegelegt war. Allerdings ist der vertikale 
Schenkel des Grundrahmens bei dieser Entgegenhaltung 
nicht geschlossen, sondern nach oben offen ausgebildet und 
mit einem mit Luftlöchern versehenen Blech abgedeckt. Es
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kann aber nichts Erfinderisches darstellen, zu einem von 
vornherein geschlossenen Profil überzugehen, um dadurch 
die Festigkeit zu erhöhen*

Eine Schaufenstereinfassung mit einem derart nahege­
legten Grundrahmen nun noch im Sinne der Merkmale b und c 
weiter auszubilden, kann nicht als eine das Können des 
Durchschnittsfachmannes überragende Leistung angesprochen 
v/erden. Für den Vorschlag, das Abdeckteil mit seiner flachen 
Schiene gegen das stirnseitige Ende des horizontalen Schen­
kels des Winkelprofils anzulegeh (Merkmal b) waren nahe­
liegende Anregungen sov/ohl durch die Ausführungsform nach 
der schvmizerisehen Patentschrift ^ P  P P  als auch durch 
die nach der Patentanmeldung p  p p  ̂ p  gegeben. Allerdings 
legt sich, worauf der Beklagte hingewiesen hat, bei der 
Anmeldung P  P P ^ ^ ^  das Abdeekprofil nicht mit einer flachen 
Schiene gegen das stirnseitige Ende des horizontalen 
Schenkels des Gxuuidpr ofi 1 s an; das Abdeckprofil liegt viel­
mehr gegen die äußere Seite des VerbindungsSteges an. Bei 
Verwendung eines Grundprofils, wie es durch die schweize­
rische Patentschrift ^ P  p p  nahegelegt wax’, mußte sich 
jedoch die Anlage an den horizontalen Schenkel des Grund­
rahmens ohne weiteres ergeben. Das Merkmal c des Patent­
anspruchs 1 schließlich, daß das Winkelprofil der horizon­
tal liegenden Rahmenteile an der stirnseitigen Wand des 
vertikalen Schenkels Luftaustrittsöffnungen und in einer 
Wand des horizontalen Schenkels dfp&t mit der Außenluft in 
Verbindung stehende LufteintrittsÖffnungen besitzt, war 
durch die Figur 4 der schv/eizerischen Patentschrift 258 224 
nahegelegt. Ev/ar sind nach der in der Figur 4 gezeigten Aus- 
führungsform mit den aneinanderliegenden Blechenden für den 
Scheibenanschlag die LuftaustrittsÖffnungen (211) nicht in 
der stirnseitigen Wand des vertikalen Schenkels des Grund-
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rahmens angebracht, weil dies technisch bei solcher Aus­
bildung nicht möglich war. Die Möglichkeit ergibt sich 
jedoch, wie der Nichtigkeitssenat in der angefochtenen 
Entscheidung mit Recht ausgefjihrt hat, bei hohler Aus­
bildung des vertikalen Profilschenkels ohne v/eiteres, 
wie schon die Vorrichtung nach der Anmeldung B  
zeigt. Hinzu kommt nunmehr noch, daß nach der schwei­
zerischen Patentschrift flp ^ B  die Anordnung der Luft- 
austrittsöffnuugen am stirnseitigen Ende des vertikalen 
Schenkels - wenn auch in der dort angebrachten Deck­
schiene - vorgesehen war.

Dem Beklagten ist allerdings zuzugeben, daß es dem 
Erfinder des Streitpatentes gelungen ist, die verschie­
denen Merkmale zu einer besonders vorteilhaften Vorrich­
tung zu vereinigen. Das lag aber für einen durchschnitt­
lichen Konstrukteiir auf Grund der Entgegenhaltungen und 
seines Fachwissens nahe. Es bedurfte dazu keiner erfin­
derischen Leistung.

Diese Auffassung hat auch der gerichtliche Sachver­
ständige vertreten. Ersichtlich lag seinem schriftlichen 
Gutachten in dieser Hinsicht zwar mitbestimmend die Auf­
fassung zugrunde, erst auf Grund der technischen Ent­
wicklung zwischen dem Anmeldetag der. Patentanmeldung 
B und dem Streitpatent sei es möglich geworden,
winkelige Hohlp|pfile herzustellen. Diese Auffassung, die 
allerdings zu der Folgerung führen konnte, der Erfinder 
des Streitpatentes habe sich damit begnügt, lediglich 
ein inzwischen anderwärts entwickeltes neues technisches 
Element für seinen Zweck zu benutzen, hat sich auf Grund 
des von dem Beklagten in der mündlichen Verhandlung vorge­
legten Prospektmaterials und der Ausführungen des Privat­
gutachters des Beklagten als irrig erwiesen. Die Klägerin
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hat auch nicht bestritten, daß hohle Winkelprofile schon 
seit langem hergestellt worden seien. Der gerichtliche 
Sachverständige hat sich dieser Erkenntnis in der münd­
lichen Verhandlung nicht verschlossen. Er ist jedoch trotz­
dem bei seiner Auffassung, dem Streitpatent fehle die 
erforderliche Erfindungshöhe, verblieben und er hat in 
der mündlichen Verhandlung seine Meinung, daß die Kon­
struktion nach dem Streitpatent nahegelegen habe, Über­
zeugend begründet. Wenn der Beklagte demgegenüber u.a., 
geltend macht, für das Vorliegen der Erfindungshöhe spreche 
der Umstand, daß die Technik vor dem Streitpatent an der 
vorteilhaften Möglichkeit der Verwendung von Profilrohren 
achtlos vor üb erge gangen sei, ist ihm insbesondere entge­
genzuhalten, daß die im Jahre 1940 veröffentlichte schwei­
zerische Patentschrift die Verwendung hohler Win­
kelprofile bei Schaufenstereinfassungen gezeigt hat. Daß 
in dieser Patentschrift kein oben von vornherein geschlos­
senes Profil offenbart ist, spielt in diesem Zusammenhang 
keine Rolle.

Nach alledem kann der Anspruch 1 des Streitpatentes 
wegen mangelnder Erfindungshöhe keinen Bestand haben.

E. Da der Hauptanspruch nicht aufrechterhalten werden 
kann, konnten auch die Unteransprüche keinen Bestand, haben. 
Die Unteransprüche enthalten, wie der Hichtigkeitssenat 
und mit ihm übereinstimmend der gei^chtliche Sachverständige 
zutreffend ausgeführt haben, lediglach naheliegende zweck­
mäßige Ausgestaltungen des Hauptanspruchs; sie offenbaren 
keine erfinderische lehre und müssen daher das Schicksal 
des Hauptanspruchs teilen.

Der Beklagte hat auch insoweit gegenüber den Ausfüh­
rungen in der angefochtenen Entscheidung nichts Durchgrei­
fendes geltend gemacht.
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P. Die Berufung des Beklagten erweist sich mithin als 
unbegründet. Sie war daher zurückzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 42 Abs. 3 i.V.m. 
§§ 40 Abs. 2, 36q Abs. 1 Satz 2 PatG. Sie bezieht sich 
sowohl auf die gerichtlichen als auch auf die außerge- 
richtlichen Kosten des Berufungsrechtszuges.

Hastelski Spreng Löscher

der Unterzeich­
nung verhindert

Bundesrichter 
Dr. Spengler 
ist erkrankt 
und daher an

Bundesrichter 
Schneider ist 
beurlaubt und 
daher an der 
Unterze i chnung 
verhindert

ITaatelski Nastelski
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